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Laudtags⸗Verhandlungen. 


Abgeordnetenhaus. 
11. Sitzung vom 17. November. 


Präſtdent v. Köller eröffnet die Sitzung 


um 12¼ Uhr. 


Am Miniſtertiſch: Juſtizminiſter Dr. Fried⸗ 


berg und mehrere Regierungs- Kommiſſarien. 
Tagesordnung: 

J. 

Abgg. v. Euny und Spener: 

I) Hat die königliche Staatsregierung Ermitte⸗ 
lungen über die bisherige Wirkung des neuen 
Gerichts koſtengeſctzes und der Gebührenord⸗ 
nung für Gerichtsvollzteher angeſtellt ? 

2) Haben dieſe Ermittelungen ergeben, daß das 
gerichtliche Verfahren übermäßig vertheuert iſt? 
) Sur den Fall der Bejahung ad 2: Welche 

Schritte zar Abgülfe beabſichtigt die köntgl. 

Staatsregierung zu thun? 

Der Juſtizminiſter erklärt ſich zur fo- 

fortigen Beantwortung der Interpellation bereit, 

zu deren Begründung das Wort erhält der 

Abg. Dr. v. Cunp: Der Interpellant ver⸗ 
weiſt darauf, daß die Gerichtskoſten und Gebühren⸗ 
uße von vornherein nur als ein Proviſorlum ein- 
geführt worden ſeien. Die Interpellation ſei nicht 

Wagttatoriſcher Abſicht geſtellt worden und verwabre 

ward und feine Partei gegen den Bedacht, als 

88 Sunn fie bei dieſer Interpellation irgendwie von einer 

andſtlgkeit gegen die Juſtizgeſetze geleitet worden. 
N der Diskuſſton über den Etat ſeten bie Juftiz- 
ithe vielfach geſtreift worden und habe dieſelbe den 
nns ruck hinterlaſſen, als ob man ſich dieſer Geſetz⸗ 
bung schäme Er (Mebner) bitte, ſich nicht dar⸗ 

Aber zu ſtrriten, wer die Verantwortlichkeit für die 

Juſtizgeſepe zu tragen habe. Die uattonalliberale 

artet übernehme voll und ganz die Verantwort⸗ 

lochkeit und fie habe die feſte Ueberzeugung, daß das 
krutſche Volk in Zukunft anders darüber denken 
werde, als heute. Die, welche jetzt ihre Mitwir⸗ 
ung an dem Zuſtandekommen dieſer Geſetze ver⸗ 
eugnen, verleugnen ein gut Stück ihrer beſten ge⸗ 

Pgeberiſchen Thätigkeit. Redner gebt nunmehr kurz 

auf die Entſtehungegeſchichte des Gerichtokoſtenge⸗ 

ſebto und der Gebührenordnung näher eln und er⸗ 
innert daran, daß nicht blos die Parteien im Reichs⸗ 
age, ſondern die Regierung ſelbſt über die Höhe 
r Koſtenſäte zwelfelhaft gewiſen und deshalb von 
dornherein eine Beſeitigung etwaiger ſich daraus 
ergebender Mißſtände in Ausſicht genommen worden 

Redner richtet deshalb an die Negierung die 


Bitte, 


zur Beſeitigung derſelben die Initiative zu ergreifen. 
tbenbei werde die Regierung auch auf dem Ber- 
altungs wege Abhülfe ſchaffen können, da ein gro⸗ 
der Theil der Klagen ſich nicht ſowohl gegen die 
Orrichtzkoſtenſäge, als vielmehr gegen die Neben ⸗ 
ofen richtet Redner bittet zum Schluß, das ſis⸗ 
isch Intereſſe bei der bevorſtehenden Reform vol- 
ig unbeachtet zu laſſen. 
3 Juſtizminiſter Friedberg beantwortet die 
Nerpelation in ihrem erſten Punkte bejahend. 
9 würde aber, fährt er fort, weder den Inten⸗ 
onen der Herren Inter pellanten, noch dieſes Hau- 
te entſprechen, wenn ich mich auf dieſe kurze Ant⸗ 
dort beſchränken wollte. Auch liegt es im Inter⸗ 
ie der Regierung ſelbſt, Aufklärung zu geben über 
ie vielfachen Klagen, welche in den weuieten Krei⸗ 
en der Bevölkerung gegen das Koſten- und Ge⸗ 
hreuweſen verbreitet find. ch erkenne dankbar 
an, daß die Preſſe ſich dieſer Frage mit jo groger 
bhaftigkeit angenommen hat, denn ich habe ge- 
lunden, daß die Klagen zum Theil begründet wa⸗ 
Dieſe Klagen batten ihren Grund nicht im- 
* in der Geſetzgebung ſelbſt, ſie fanden ihre Er⸗ 
rung theilweiſe in der Ausführung der Geſetze. 
o weit möglich, haben wir in allen Punkten Re⸗ 
berdur eintre en laſſen. Die ſtattgehabten Erhe⸗ 
ungen haben iudeß die Frage noch nicht jo weit 
largelegt, daß ſchon jetzt an eine Reform heran⸗ 
treten werden könnte. Das ſtatiſtiſche Matertal 
N R zur Zeit noch fo unvollſtändig, daß aus dem- 
LT die Unterlage für elne Reform noch nicht 
dewonnen werden kann. Auch der Juſtizminiſter 
dt auf die Entſtehungsgeſchichte des Gericte- 
Mengejepes näher ein, um daraus den Nachweis 
n führen, daß den verbündeten Regierungen die 
ung eines Problems zugefallen jet, die ſich le⸗ 
aglich auf Wahrſcheinlichkeltsberechnungen gründete. 
Von den verbündelen Regierungen jeibft jet aber 


Verleſung nachfolgender Interpellation der 


wenn ſich ſolche in der That herausgeſtellt, 5 


Donnerſtag, den 18 


als Vorbedingung aufgeſtellt worden, daß unt 
keinen Umſtänden die Koſtenſätze zu niedrig bemeſſen 
werden dürfen, da eine zu weit gehende Herabmin⸗ 
derung den Finanzen der Einzelſtaaten gefährlich 
werden könnte. Im Uebrigen, jo führte der Mi. 
niſter weiter aus, find ſehr erhebliche Steigerungen 
durch die Beſchlüſſe des Reichs tages ſelbſt herbeige⸗ 
führt worden. Wo auf der einen Seite die Koſten 
herabgemindert wurden, find fie auf der anderen 
Seite um mehr als zwei Drittel erhöht worden. 
So ſind die Fehler entſtanden, über welche jetzt ge⸗ 
llagt wird, aber wir thellen die Schuld an dieſen 
Fehlern. Der Miniſter bezeichnet kurz diejenigen 
Punkte, welche bei der in Aus ſicht genommenen 
Reform ine Auze gefaßt werden müſſen, nämli 
elne Verminderung der Gebühren der Gerichts vou⸗ 
zieher, Wegfall der Beglaubigungsgebühr für Ab. 
ſchriften von Schriftſtücken und Herabminderung der 
Schreibgebühren. Bei dem letzteren Punkte fügt 
der Miniſter die Bemerkung hinzu, daß die Abhilfe 
der Klagen über die Schreibgebühren auf der an⸗ 
deren Seite Klagen der davon betroffenen Schreib. 
kräfte zur Folge haben dürfte. Nichts deſtoweniger 
werde ſich die Reform in dieſer Richtung bewegen 
müſſen. Er perſönlich ſcheue ſich nicht, zu bekennen, 


für ein Land halte. Die hohen Gerichts koſten 
batten auch günſittze Reſultate zur Folge gehabt 
So je namentlich eine der ſchlechteſten Arten von 
Prozeſſen, nämlich der Injurienprozeß, beinahe ganz 
verſchwunden und Prozeſſe wegen kleinerer Forde⸗ 
zungen aus wucheriſchen Geſchäften ꝛc. beginnen 
auch, ſich allmälig zu vermindern. Er glaube, 
man werde zu einer Abſtellung der Klagen gelan · 
gen können, ohne daß man nöthig haben werde, 
gleich die Art an das ganze Geſet zu legen. Der 
Miniſter macht darauf aufmerksam, daß überall der 
Wunſch laut werde, man möchte doch endlich ein⸗ 
mal der Geſetzgebung etwas Ruhe gönnen. Er 
könne ſich die ſem Wunſche nur anfhlichen. Ein 
raſches Vorgehen auf dieſem Gebiete könnte leicht 
zur Folge haben, daß, was wir auf der einen Seite 
beſſern, auf der andern Seite wieder geſchädigt werde. 
Er bitte zu vertrauen, daß die verbündeten Regle⸗ 
zungen Alles thun werden, um zu einer Beſſerung 
zu gelangen, aber er müſſe doch vor einem über- 
eilten Vorgehen warnen. 


Auf den Antrag des Abg. Irhrn. ». Ham⸗ 
Rein wird in eine Beſprechung der Inter⸗ 
ton eingeiisten, 
1 Abg. Frhr. v. Hammer ſtein ſpricht ſelne 
erwunderung aus Über die Art und Weiſe, wie 
Abg. v. Cung dle Interpellation begründet 
ie: Es ſel ja richtig, daß die Fonfervative Par⸗ 
1 den Juſtizgeſetzen ihre Zuſtimmung gegeben habe, 
7 5 für die Details müſſe ſte doch den National- 
e die Berantwortlichkeit überlaffen. Aber er 
= aD freue ſich doch, daß die Väter dieſer Ge 
ſeh r “genen Kinder jetzt fo behandeln. Ned⸗ 
ner kenſtatirt, daß im Lande eine große Beunruhi⸗ 
gung beiehr, denn die kleinen Prozeſſe ſeien faſt 
gar nicht met t mäglich. Der Heine Handwerker 
werde dadurch am ſchwerſten getroffen. Ein zwei⸗ 
ſelhafter Prozeß könne überhaupt nicht mehr ange⸗ 
ſtrengt werden. Dazu komme noch die Ab⸗ 
ſchredungstheorte, welche die Koſten der zweiten In⸗ 
ſtan darſtele. Im ſiskaliſchen Intereſſe lägen in- 
direkte Steuern, nicht Gerichtskoſten. Zu theuere 
Pronſſe ſelen doch viel ſchlimmer, als zu billige. 
Redner bittet den Miniſter, die Klagen raſcher zu 
erledigen. Material ſei bereits in Hülle und Fülle 
vorhanden. 

Reg.-Komm. Geh. Rath Kurlba um ſucht 
die Einwendungen des Vorredners zu entkräften und 
betont, daß die Exekutionen jetzt milder ſeten als 
früher. 

Abg. Bachem erklärt ſich mit dem Abg. v. 
Hammerſtein darin überein, daß die Koſten der Di- 
ſiztalvertheidiger zu hoch ſeien. Der Schwerpunkt 
aller Klagen liege aber in dem Gerichts koſtengeſetz, 
und gerade die Staatsgebühr vertheuere dle Pro⸗ 
zeſſe. Aus der Ausübung der Juſtiz dürfe niemals 
ein Geſchäft gemacht werden. 

Abg. Klotz unterzieht das Inſtitut der Ge⸗ 
richtovollzieber einer ſcharſen Kritik und bemerkt, 
daß die Gebührenſätze derſelben ſehr oft in keinem 
Verhältniß zu dem Klage Objekt ſtehen. Der Red⸗ 
ner führt einige Beispiele an (u. A. babe ein Ge- 
richtsvollzieher für die Pfändung und Wiedergabe 
einer Karre 24 Mark Gebühren berechnet), und 
bittet schließlich den Miniſter, von 8 24 der Ge⸗ 


mer 
pellat 


November 1880. 


erf richtsgebührenordnung Gebrauch zu machen und 


daß er eine billige Rechtspflege nicht als ein Glück Be 


1. 
45 


— 


wie möglich hier Abhülfe zu ſchaffen. 

Regierungs Kommiſſar Geh. Ober. Juſtizrath 
Kurlbaum II.: Die Exekutionskoſten fein jetzt 
in ganz genau derſelben Weije geregelt wie früher 
und bei den vom Abg. Klotz angeführten Fällen 
wiſſe er nicht, wie eine ſolche Vertheuerung habe 
entſtehen können. Für die Herausgabe der gepfän⸗ 
deten Karre habe der Gerichts vollzieher 3 Mark zu 
beanſpruchen gehabt. 

Damit iſt der Gegenſtand erledigt. 

Der Geſetzentwurf betr. die Wiederzulaſſung 
der Vermittelung der Rentenbanken zur Ablöſung 
der Reallaſten ſoll mit Vermeidung kommiſſariſcher 


ch] Vorberathung auch in zweiter Leſung im Plenum 


diskutirt werden. 

Vizepräſtdent Stengel hat den Vorſitz über⸗ 
nommen. 

Zum dritten Theil der Tagesordnung, erſte 
Berathung des Entwurfes eines Geſetzes über die 
gemeinſchaftlichen Holzungen, ergreift zuerſt das 
Wort der 

Abg. Reichenſperger (Olpe): Durch 
die Vorlage werde die Materie in der allerungün⸗ 
ſtigſten Weiſe geordnet; denn ducch Annahme ihrer 
ſtimmungen müſſe man ſich darauf gefaßt machen, 
daß auch fürderhin auf dieſem Wege gegangen 
würde; das wären aber ſoztaldemoktratiſche Tenden⸗ 
zen; denn thatſächlich wolle die Sozialdemokratie 
auch nichts, als die Dispoſition über alles Eigen⸗ 
thum dem Staat überweiſen, aber das Prinzip von 
der Auftechterhaltung des Sondereigenthums habe 
doch entſchleden ſeine Vorzüge. Durch die Vorlage 
würden privatrechtliche Verhältniſſe verletzt, denn bis 
jetzt habe in dieſen Beztehungen deutſches Recht ge- 
golten und jetzt wolle man in durchaus unmotivir⸗ 
ter Weiſe gemeines Recht in Wirkung treten laſſen; 
ſchon von anderer Stite würden die privatrecht⸗ 
lichen Verhältniſſe genug verletzt, das brauche doch 
der Staat nicht noch zu thun. Dieſe Gründe 
ſollte die Regierung aber nicht blos gelten laf⸗ 
ſen, ſondern ſie müßte es; denn man müſſe den 
Standpunkt wahren, daß das Eiginthum unverletz⸗ 
lich ſet; eine integrirende Elgenſchaft des Eigen⸗ 
tbums jei aber, daß das jus disponendi den Be- 
ſizern bleibe, und dagegen gehe der Antrag vor. 
Das Geſetz werde auch hinfällig, wenn die Koſten 
für die Melioration nicht aufgebracht werden fün- 
nen, dann werde die Divaſtuung erſt recht um ſich 
greifen. Bei der großen Maſſe vorhandener Oed⸗ 
ländereien in den königlichen und kommunalen dor- 
ſten könne man die Blelnträchtigung der Privatbe⸗ 
ſtzer nicht fo weit treiben, wie der Entwurf es 
wolle; Beſchränkungen des Eigenthumes ohne Ent- 
ſchidigung aus Gründen des öffentlichen Wohles 
jet nach Artikel 9 unſerer Verfaſſungs⸗ Urkunde un- 
mlaſſig 

Landwirthſchaftsminiſter Dr. Lucius be 
dauert, daß der Vorredner dem Enkwurf eine ſo 
abfällige Kritik habe widerfahren laſſen, inſofern 
er einerjeits in ihm grobe Eingriffe in das Privat- 
Eigenthum ſanktlonirt findet, andererſeles eine viel 
weitergehende Expropriatton im Landes kultur-Inter⸗ 
iſſe verlangt. Der Entwurf hält ſich ganz auf 
dem Wege, den die Geſetzgebung jet 30 Jahren 
verfolgt. Ee weicht allerdings von dem Prinzip 
des Landes kultur-Edikts von 1811 inſofern ab, ale 
er die unbiſchränkte Benutzung des Grundeigen⸗ 
thums einengen will. Aber gerade auf dieſem Ge⸗ 
biete Find die Schäden augenſcheinlich. Das Brin- 
zip bat zu den böſeſten Waldverwüſtungen geführt, 
wie ſich ſchon in den zwanziger Jahren heraueſtellte. 
Aus biefem Grunde ſtatuirte ſchon das Waldſchutz⸗ 
geſc von 1876 eine ſehr weſentliche Einſchränkung 
der Waldbeſſtzer in ihrem Dispoſttionsrecht. Auch 
die Einführung der preußiſchen Geſepgebung in Heſ⸗ 
ſen bat die Erfahrung beſtätigt, daß das uneinge⸗ 
ſchränkte Dispoftionsreht zur Devaſtation führe. 
Daher das Geſetz von 1876, welches die Staats⸗ 
aufſicht und die ſonſtigen einſchränkenden Beftim- 
mungen auf die Inſtitutswaldungen ausdehnte. Der 
neue Entwurf will nun auch die Genoſſenſchafts 
waldungen unter dieſe Beſtimmungen bringen, es ijl 
dies der einzige Weg, die Waldungen zu erhalten. 
Es handelt ſich auch nicht um unbedeutende Flächen, 
ſondern um circa 100,000 Hektare, die mehr als 
2000 Gemeinden gehören. Es tft demnach dae 
Geſetz als ein ſehr weſentlicher Schritt vorwärts 
auf dem Wege zum Waldſchutz; die erwachſenden 
Koſten ſollen auf die Staatskaſſe übernommen wer⸗ 
den, ein dahingehender Antrag des Herrenhauſes 
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ſobald hat die Genehmigung des Staatsminiſteriums er- 


halten. Ich empfehle Ihnen demnach den Entwurf 
zu wohlwollender Prüfung. (Beifall) 

Abg. v. Eynern vertheidigt den vorliegen; 
den Geſetzentwurf, der den Devaſtationen der Wal- 
dungen eln Ziel ſetze. Durch die in den letzten 
Jahren vorgenommenen Holzungen jeien die klima . 
tiſchen Verhältniſſe verſchlechtert und Ueberſchwem⸗ 
mungen herbeigeführt worden, und es erſchtine im 
Intereſſe des Staates und der allgemeinen Landes⸗ 
kultur, den Verwüſtungen ganzer Landſtriche durch 
Annahmt des vorliegenden Geſetzes entgegenzu⸗ 
treten. 

Abg. Dr. Seelig wendet ſich gegen den 
Abg. Reichenſperger. Das Grundeigenthum am 
Walde ſet nach anderen Grundſätzen zu beurtpeilen 
als anderes Grundeigenthum, und man brauche 
durch Annahme der Vorlage noch kein Sozialdemo⸗ 
krat zu werden. Was die geringe Ausdehnung be⸗ 
trifft, die das Geſetz haben würde, jo ſei dieſe 
Wirkung doch nicht gar jo gering; in des Redners 
Provinz (Schleswig⸗Holſtein) ſeien viele Petitionen 
eingelaufen, die das von der Regierung Vorgelegte 
erſtreben; Redner ſtimmt dem Antrage bet, die 
Vorlage der verſtärkten Agrar-Kommiſſion zu über⸗ 
weiſen. 

Abg. Schreiber begrüßt freudig die Vor⸗ 
lage als ein weiteres Fortgehen auf dem Wege des 
Jorſtſchußes; ſchon früher hätte dies Geſetz kommen 
ſollen. 

Der Miniſter für Landwirthſchaſt Dr. Lu ⸗ 
eius wendet ſich gegen die Worte des Profeſſors 

eelig, daß in Schleswig Holſtein Abholzungen ge- 


Gage oder geplant ſelen, unter des Redners Am-e- 


führung jet Nichts dergleichen vorgekommen; was 
die weiteren Worte des Adg. Seellg anlangt, daß 
man dirſelben Maßregeln auf die Waldungen der 
Großgrundbeſitzer auodehne, fo ſteht dem entgegen, 
daß man dazu gar kein Recht habe. Mit dem 
Antrage, die Vorlage der Agrar⸗Kommiſſton zu übtr⸗ 
weiſen, iſt der Herr Miniſter einverſtanden; dle 
Kommiſſton werde am beſten einſehen und feſtſtellen, 
daß die Vorlage weder zu weit gehe, noch zu we⸗ 
nig thue. 

Abg. Dr. Langerhans findet, daß die 
Einwendungen des erſten Redners doch nicht ſo 
grundlos ſeien, wie der Minifter fie darſtelle. Ob 
das Geſetz einen beſſeren Waldſchutz ermögliche, ſtehe 
ſehr dahin, da die Einzelbeſitzer für die Staate be⸗ 
ſchränkung nicht erreichbar ſelen. 

Auf Antrag des Abg. Frhrn. v. S chorle⸗ 
mer - Alſt geht der Entwurf an die um 7 Mit- 
glieder verſtärkte Agrarkommiſſton. 

Nächſte Sitzung: Sonnabend 11 Uhr. 

Tagesordnung: Wahlprüfungen, Interprlla ion 
Hänel, weſtholſteiniſche Eifenbapn. 

Nach der Plenarſitzung ſollen die Wahlen 
zur Verſtärkung der Verwaltungs⸗Kommiſſton um 
je 7 Mitglieder für die Krets ordnungen Hannobers, 
Schleswig ⸗Holſteins und Poſens vorgenommen 
werden. 

Abg. Magdzins ki bittet, die letzte Wahl 
noch aufzuſchleben, da die Fraktion der Polen, die 
bei den Vorbeſprechungen zu wenig berückſichtigt 
worden, noch mit den Konfervativen und Nattonal⸗ 
liberalen weitere Verhandlungen pflegen möchte. 

Das Haus geht auf dieſen Vorſchlag ein und 
ſetzt die qu. Wahl von der Tagesordnung der Ab⸗ 
theilungen ab. 


Schluß 3½ Uhr. 


Dentſchland. 


** Berlin, 17. November. Die heutigen 
Mittheilungen der „Prov.⸗Korr.“ über die Stellung 
des Herrn Hobrecht zu der Steuerreform werden 
vermuthlich dazu beitragen, den Nimbus, welchen 
man auf Grund feiner Rede von fortſchrittlicher 
Seite um ihn zu verbreiten ſucht, etwas zu mil- 
dern. Iſt auch die Publikation des halbamtlichen 
Blattes nicht direkt gegen dieſe Rede gerichtet, jo 
beweiſt fe jedenfale, was fie beweiſen ſoll, nämlich 
daß Herr Hobrecht als Miniſirr zur Zeit der vo⸗ 
rigen Wahlen ganz dieſelbe Sprache geführt hat, 
welche die Regierung in Bezug auf die Steuerre⸗ 
form noch heute führt. Der frühere Finanzminiſter 
wird jetzt gar als Held der Oppoſition gegen die 
Steuerreform überhaupt gefeiert. Das dürfte An⸗ 
geflchte der von der „Väov.-Korr.“ in's Groächt⸗ 
niß gerufenen Acußerungen nicht mehr möglich ſein. 
Die fortſchrittliche Preſſe iſt ubrigens in der Wüc⸗ 
digung des Auftretens des früheren Flnanzminiſtete 


keines wegs einig. Während die „Voſſ. Ztg.“ ber 
bauptet, den tiefſten Eindruck in ver ganzen Dis⸗ 
kuſſton habe die Rede Hobrecht's gemacht, und ſich 
zu der Aeußerung verſteigt: „Solche Worte, aus 
ſolchem Munde, verhallen nicht ſo leicht; ſie rufen 
ein Echo in weiten Kreiſen wach“, benutzt ein ihr 
verwandtes Organ die Gelegenheit, um aus zufüh⸗ 
ren, daß Herr Hobrecht der erſte Finanzminiſter ge⸗ 
weſen ſei, welcher die Frage hervorgerufen, was ihn 
eigentlich zum Finanzminiſter gemacht habe. Man 
kann es den fortſchritilichen Blättern überlaſſen, fi 
über das Verdienſt des Herrn Hobrecht zu verſtän⸗ 
digen; einſtweilen wird ſich der jetzige Finanzmi⸗ 
niſter wohl auch über die „wuchtigen Schläge“ ſei⸗ 
nes Vorgängers zu beruhigen wiſſen. Die Gründe 
ſeiner Berufung zum Finanzminiſter ſind jedenfalls 
nicht ſo unerfindlich, wie man annehmen möchte, 
denn wenn der Weg durch das Regierungs- Präſt⸗ 
dium als Vorſtufe für das Finanzminiſtertum aus- 
drücklich bezeichnet wird, ſo ſcheint doch unter den 
Regierungs⸗Präſidenten derjenige vorzugsweiſe zu 
der Stelle berufen zu ſein, welcher ſich als Präſt⸗ 
dent den wirthſchaftlichen Intereſſen ſeines Bezirkes 
beſonders angenommen hat, und dies wird Herrn 
Bitter von Düſſeldorf aus ſchwerlich beſtritten werden. 
5 Ausland. f 

Paris, 16. November. Die Rede, welche 
Buffet im Senate gehalten, macht wenig Eindruck, 
weil ſte im Ganzen nur eine Wiederholung der 
Ausführungen war, die man täglich in den Blät⸗ 
tern lief. Die entſchloſſene Sprache Ferrys gefiel 
allgemein. Friyelnets Ausführungen enttäuſchten 
inſofern, als er über die eigentlichen Gründe, die 
jeine Entlaſſung herbeiführten, hinwegging. Die 
Komplimente, die er mit Ferry austauſchte, waren 
das Wichtigſte, da fie beweiſen, daß er den Ge⸗ 
danken, wieder in das Kabinet zu treten, noch nicht 
aufgegeben hat. Deshalb betonte er auch wohl, 
daß er Proteſtant und antiklerikal ſei. Mit Gam⸗ 
betta ſcheint er ſich ebenfalls nicht verfeinden zu 
wollen, da er deſſen Perſon ungeachtet der Anſpie⸗ 
lungen Buffets ganz aus dem Spiele ließ. 

Paris, 17. November. (Berl. Tabl.) Die 
geſtrige Senats⸗Abſtimmung hat die Regierung nicht 
gekräftigt, zumal wegen des Umſtandes nicht, daß 
die Liſte der für die Regierung Stimmenden 2 
Senatoren, 2 Miniſter und 15 höhere Beamte ent- 
hielt. Allgemeine Anerkennung findet nur Freycinkt. 
Die „Patrit“ bringt an der Spitze des Blattes 
die ſeltſame Nachricht, daß der Miniſter befohlen 
habe, eine Liſte aller ſich in Frankreich aufhaltenden 
Fremden aufzuſtellen, was, wenn ſich die Nachricht 
bewahrheitet, hauptſächlich gegen die Deutſchen ge⸗ 
richtet fein dürfte! 

Das „Journal ofſiciel“ bringt heute die Er- 
nennung des Ingenieur⸗Oberſten Abraham Levy zum 
Brigade-General. 

Die Hochzeit des Prinzen Roland Bonaparte 
mit Mademoiſelle Blanc vereinigte die größte An⸗ 
zahl von Bonapartiſten in Saint⸗Roque. 
Jerome, welcher die Heirath mißbilligte, fehlte mit 
einen Söhnen, dagegen war die Prinzeß Mathilde 
und die Murat's anweſind. 

Heute autoriſirte das Tribunal die Baroneſſe 
Kaulla, fünf verſchiedene Blätter zu verfolgen, 
verweigerte jedoch die Autoriſation, gegen Yung zu 
klagen. 


Provinzielle s. 

Stettin, 18. November. Die notarielle oder 
gerichtliche Ceſſton einer Hypothek für ein dafür ge- 
währtes Darlehn mit der damit verbundenen münd⸗ 
lichen oder ſchriftlichen Abrede, daß bei Rückzahlung 
des Darlehns nebſt Zinſen bis zu einem beſtimmten 
Zeitpunkte die Hypothek zurück zu eediren ſei, bei 
nicht pünktlicher Rückzahlung des Darlehns die Hy⸗ 
pothek eigenthümlich dem Ceſſtonar verfallen ſein 
ſolle, iſt nach einem Erkenntniß des Reichsgerichts, 
1. Hülfsſenats, vom 5. Oktober 1880, nicht als 
eine rechtlich wirkſame Ceſſton, ſondern als eine 
verſchleierte Pfandhingabe der Hypothek zu erachten, 
mit der Abrede, daß das Pfand bei ausbleibender 
pünktlicher Zahlung der Schuld dem Gläubiger für 
die Schuld zufallen ſolle. Eine ſolche Abrede iſt 
aber im Geltungsbereich des preußiſchen allgemeinen 
Laudrechts in Anſehung beider Kontrahenten wir⸗ 
kungslos, und der Cedent kann auch nach dem Ab⸗ 
lauf des Zahlungstermins die Rückceſſton der Hy⸗ 
pothek gegen Zahlung des Darlehns nebſt ben ver⸗ 
inbärten Zinſen bis zu dem Tage, an welchem er 
die Zahlung offerlrt, branſpruchen. 

— Das „Berl. Tagebl.“ ſchreibt: Die kö⸗ 
liche Polizei⸗Direktion in Stettin hat, nach einer 
hierher erſtatteien Anzeige, mehrere Exemplare ge⸗ 
fälſchter Freimorken angehalten und der Töntglichen 
Staate anwaltſchaft zur weiteren Unterſuchung über- 
geben. Die in Rede ſtehenden Freimarken find im 
Wetze der Lithographie hergeſtellt und bei näherer 
Betrachtung ſofort als gefälſcht zu erkennen. Die 
bei den echten Marken vorhandenen, von der Durch⸗ 


dem kuſſerlichen Poſtamte in Maſſow beſchäfilgte 
Poſtpraktikant Herr Lehmann intereſſirte ſich ſchon 
als kleiner Knabe für das Militär und namentlich 
für berühmt gewordene Feldherren. Er ſammelte 
von dieſen hohen Perſönlichkeiten die betreffenden 
Photographiten und gelang es ihm auch, von den 
meiſten derſelben eine gute zu erlangen. Nur von 
dem General von Goeben konnte er keine gute be⸗ 
kommen, und jo faßte er denn in feinem kindlichen 
Sinn trotz des Verbots feiner Mutter den Ent- 
ſchluß, denſelben brieflich zu bitten, ihm doch eine 
Original-Photographie von ſich zu überſenden im 
Tauſch gegen die alte, die er käuflich erworben 
habe. Binnen drei Tagen erhielt er folgende 
Antwort: 
Coblenz, den 7.3. 73. 
Mit großem Vergnügen, mein junger 
Freund, gebe ich Ihnen im Tauſch gegen die 
mir überſandte und mir bisher unbekannt 
gebliebene Photographie das einliegende 
Exemplar meines Kriege⸗Bildes, indem ich 
damit den Ausdruck meiner beſten Wünſche, 
und meinen herzlichen Gruß verbinde. 
Goeben. 
Von dieſer Zeit an hat der Knabe mit dem 
General, der an ihm in Folge feiner Schrelbweiſe 
Gefallen fand, in ſteter ununterbrochener Korreſpon⸗ 
denz geſtanden. Er unterließ nie, der Excellenz 
zum Geburtstage, zum Jahres wechſel ꝛc. feine 
Glückwünſche darzubringen, die Se. Excellenz ſtets 
freundlichſt erwiderte. So beſitzt Herr Lehmann 
denn eine große Anzahl autographiſcher Briefe und 
Visitenkarten, ſowie mehrere Photographiern des 
berühmten Generals. Während feiner Schulzeit, 
die er zuletzt in Breslau abſolvirte, überſandte ihm 
der General auch einmal einen Geldbetrag, um 
eine größere Ferienreiſe in das Gebirge machen zu 
lönnen, da er ſich das Reiſen in die Heimath zu 
ſeiner auf der Inſel Rügen wohnenden Mutter 
während der Ferien der großen Entfernung und 
der in Folge deſſen entſtehenden Koſten wegen ver⸗ 
fagen mußte. Bis kurz vor dem Tode des Ge⸗ 
ntrals, ja noch in ſeinen allerletzten Tagen hat 
Herr Lehmann mit demfelben in Verbindung ge⸗ 
ſtanden und iſt ihm jeder von ihm ſpeztſtzirte 
Wunſch von demſelben ſtets gewährt worden. Der⸗ 
ſelbe hat nun durch den Tod deſſelben viel ver ⸗ 
loren und wird ſtets eingedenk fein, wie wohl. 
wollend und gütig der hohe Herr gegen ihn ge⸗ 
handelt hat. Die ſämmtlichen Briefe wird er als 
ein heiliges Andenken aufbewahren, denn er iſt mit 
Recht ſtolz darauf, mit einem ſo weltberühmten 
General faſt zehn Jahre lang in fo freundlichem 
Verkehr geſtanden zu haben. 8 
— Den Händlern mit ſächſiſchen Lotterielooſen 
iſt, wie die „Staatsb.⸗Ztg.“ mittheilt, die Nach⸗ 
richt zugegangen, daß von der 100. Lotterie ein 
weſentlich anderer Plan in Kraft tritt. Es werden 
alsdann von der fächſiſchen Lotter iedirektion nur 


Prinz ganze, halbe, fünftel und zehntel Looſe ausgegeben. 


Der Preis für ein ganzes Loos if auf 40 Mark 
erhöht, ſo daß ein Zehntel ebenſo viel koſtet, wie 
bisher ein Achtel. Die Gewinne ſind nicht ver⸗ 
mehrt, aber beſonders in den erſten vier Klaſſen 
weſentlich erhöht. 

— Der auf den 2. Dezember in Schlochau 
anſtehende Jahrmarkt iſt wegen der Volkszählung 
auf den 6. Dezember d. J. verlegt worden. 

— In der Zeit vom 7. bis 13. November 
ſind hierſelbſt 21 männliche, 11 weibliche, in Summa 
32 Perſonen polizeilich als verſtorben gemeldet, 
darunter 14 Kinder unter 5 und 7 Perſonen über 
50 Jahre. 


(Eingeſandt.) 
Stettin, 15. November 1880. 
Verehrter Herr Redakteur! 

Ihre anerkennenswerthe Vertheidigung, die 
Ste jeder Sache, die der Rüge bedarf, angedeihen 
laſſen, giebt mir Veranlaſſung, Sie zu bitten, in 
Ihrem geſchätzten Blatte die traurigen Zuſtände der 
Oberwiek einmal zu ſchildern; vielleicht dürften die⸗ 
ſelben dadurch etwas gemildert werden. 

Am Eingange der überdies ſchon engen Ober⸗ 
wiek⸗Straße if vor ca. 6 Jahren ein Neubau 
(Nr. 89— 90) erbaut und leider iſt dem Beſttzer 
die Erlaubniß gegeben worden, einen Zaun vor 
demſelben errichten zu dürfen betreffs Anlegung 
eines Vorgartens. Sollte es im allgemeinen Wohle 
ves Publikums nicht beſſer ſein, denſelben wieder 
entfernen zu laſſen? Kaan dies nicht fein, warum 
hält die Behörde den wohlhabenden Beſitzer nicht 
an, vor dem Zaune auf dem 2—2 / Fuß breiten 
Vorplatz, der ſteil abgepflaſtert iſt, fo daß Niemand 
hierauf zu gehen im Stande iſt, ein Trottoir zu 
Schaffen in gleicher Wetſe, wie dies die übrigen Be⸗ 
ſitzer der Oberwiekſtraße haben thun müſſen? Es 
iſt doch unerhört, daß dem Publikum und kleinen 
Schulkindern ſchon jet ca. 6 Jahren zugemuthet 
wird, auf dieſer Slelle das Trottoir zu verlaſſen 


lochung. berrührenden gezackten Ränder find durch und zwiſchen den hier eng beiſammen fahrenden 


eine die Marke umſchließende rothfarbige gezackte 
Linie erſezt. Das Poſtamt in Stettin hat neuer 
dings wiederum einen daſelbſt aufgelieferten Brief 
angehalten, zu diſſen Frankirung eine gefälſchte 
Marke verwendet worden iſt. Der durch Nachfrage 
beim Adreſſaten ermittelte Abſender des Briefes hat 
jedoch erklärt, daß er ſich den mit der Marke be⸗ 
klebten Briefumſchlag durch einen ihm unbekannter. 
Dienſtmann habe beſorgen laſſen. Sämmtlicht 
Poſtanſtalten find nunmehr aufgefordert worden, auf 
das Vorkommen derartiger Ireimarken zu achten, 
die betreffenden Abſender zu ermitteln und ſofort 
Anzeige zu erſtatten. 

b 1 . außerordentliche Humanität des 
verſtorbenen Generals von Goeben liefert nach⸗ 
ſtehender Fall, den die „Starg. Ztg.“ mittheilt, 
tinen intereſſanten Beweis: Der gegenwärtig auf 


Wagen inmitten der Straße ſich weiter den Weg 
zu ſuchen, der bald auf der einen, bald auf der 
anderen Seite weiterführt. N 

Ein gleicher Uebelſtand befindet ſich vor den 
vorſpringenden Giebeln der Grundſtücke Nr. 86 
und 87, wo noch Prellpfähle aus früheren Zeiten 
die Gebäude zieren und den Raum, welcher zur 
Aufnahme eines beſcheldenen Ganges dienen könnte, 
einnehmen. Vor der Oelmühle, Nr. 25, ſiehf man, 
um nicht „täglich“ zu ſagen, ſehr häufig große 
Planwagen halten, die dort aus der an der Straße 
liegenden Remiſe mit Leinkuchen beladen werden; 
da dieſe von Hand zu Hand in die Wagen gereicht 
werden, ſo iſt natürlich das Trottoir für einen 
großen Theil des Tages geſperrt und der Fußgänger 
muß die andere Seite der Straße aufſuchen. Sind 
die Wagen fort, ſo iſt das Trottoir mit Lein 


kuchenmehl hübſch beßreut und dieſe Oelmaſſt für- 
dert das Ausgleiten ausgezeichnet. — Iſt dies auf 


einem Reſtauraut der Friedrichsſtraße in Berlin. 


der einen Seite des Thorweges qu. Fabrik der Fall, Derſelbe faß mit einigen feiner Bekannten gr- 


auf der anderen findet man ſicher einen Rollwagen 
halten, auf welchen die großen 6 800 2tr. ent- 
haltenden Oelfäſſer mit Pferden auf offener Strafe 
zum Wagen hinauf gezogen werden. 

Ein Grundstück nebenan hat einen Straßen⸗ 
zaun, der wirklich das ſchändlichſte Ausſchen hat 
und jo ſtark überhängt, daß ein Einſturz täglich 
erfolgen kann. Ob die an der Straße neu aufge- 
richteten, aus alten Brettern hergeſtellten Zäune der 
Grundstücke Nr. 11 und 12 ohne Zurüdjegung in 
die Baufluchtlinie heute noch geſtattet werden konn⸗ 
ten, dürfte intereſſant zu erfahren ſein, desgleichen, 
auf wie viel Häuſer eine Straßenlaterne kommt. 

Es wäre wünſchenswerth, wenn ſich ein Jeder 
einmal ſelbſt von den traurigen Zuſtänden über⸗ 
zeugen würde, um ein Gegenbild zu den neu erbauten 
Stadtthetlen zu bekommen. 

Achtungsvoll empfohlen 
M. St. 


Berichten. 


— (Probefahrt der Bollé'ſchen Laſtzugma⸗ 
ſchine „Eliſabeth“ in Berlin.) In Gegenwart des 
General⸗Feldmarſchalls Grafen Moltke, des Kriegs⸗ 
miniſters General von Kameke, des General-Infpel- 
ters der Artillerie General von Bülow, des Geh. 
Regierungsraths von Heppe als Vertreter des Po⸗ 
lizei-Präfldiums, des Kommiſſars für öffentliches 
Fuhrweſen Hauptmann von Albert und zahlreicher 
Offiziere, ſowie im Beiſein von Vertretern des 
Klubs der Landwirthe und anderer Vereine fand am 
Dienſtag Vormittag von der Artillerie- Schießſchule 
aus die erſte öffentliche Probefahrt der Bollé'ſchen 
Laſtzugsmaſchine „Eliſabeth“ mit 5 angehängten 
15 Cm Ringkanoneu auf Sattelwagen gelagert 
nebſt kompletten Lafetten ſtatt. Die Geſammtlaſt, 
die zu ziehen war, betrug 650 Centner. Ein ſinn⸗ 
reich konſtruirter Verkuppelungs⸗Apparat, Erfindung 
der Wöhlert'ſchen Fabrik, verband Kanonen und 
Lafetten derartig, daß jedes Rad genau der Spur 
der Maſchine folgen mußte. Die präziſe Wirkung 
gerade dieſes Apparates kam evident zur Geltung, 
als der 100 Schritt lange Zug in ſcharfer Biegung 
nach links den Kaſernenhof verließ, um in die 
Scharnhorſiſtraße einzulenken, und kaum 80 Schritt 
vom Kaſernenhof entfernt in die Bopenſtraße ein- 
biegen mußte. Dieſe doppelte Schwenkung wurde 
von dem ganzen Zug mit geradezu bewunderns⸗ 
werther Präziſion genommen. Die Maſchine be⸗ 
wegte fi alsdann durch die Chauſſee⸗, Reinicken⸗ 
dorfer⸗ und die Schulſtraße nach Reinickendorf, 
fuhr die Reinickendorfer Chauſſee entlang bis dabin, 
wo dieſe in ſpitzem Winkel auf die Dalldorfer 
Chauſſee ſtößt, nahm auch die Biegung in ſpitzem 
Winkel ohne jedes Hemmniß und erreichte nach 
21½ſtündiger Fahrt die Tegeler Chauſſee, wo leider 
ein Rohrbruch die Fahrt geraume Zeit unterbrach. 
Im Allgemeinen hat ſich die Maſchine, die ſelbſt 
575 Erntner wiegend 3000 Centner zu ziehen im 
Stande ſein ſoll, vortrefflich bewährt. Weder auf 
dem Pflaſter, noch auf chauſſirtem Wege hinterließ 
die gewiß bedeutende Laſt irgend eine Drudjpur. 
Die Koſten des Betriebes ſtellten ſich per Stunde 
auf 2 Mark. Die Fahrgeſchwindigkeit war im 
Allgemeinen eine mäßige, doch ſoll bedeutende Er⸗ 
höhung möglich ſein. 

— Eine erſchütternde Liebestragödie hat ſich 
geſtern in Berlin in einer Straße der Friedrichſtadt 
abgeſpielt. Eine an der Börſe und in der Berli- 
ner Geſellſchaft bekannte Perſönlichteit hatte längere 
Zelt mit einem Mädchen aus anſtändiger Familie 
ein zärtlichts Verhältniß unterhalten. Da der be⸗ 
treffende Herr nicht geſonnen war, eine Ehe einzu⸗ 
gehen, wie ſie das Mädchen von Tag zu Tag drin⸗ 
gender verlangte, ſo brach er plötzlich alle Bezie⸗ 
hungen ab. Geſtern Morgens erſchien nun bie 
Bedauernswerthe in ſeiner Wohnung und verlangte 
eine letzte Unterredung, die auch nach einigem Be⸗ 
ſinnen gewährt wurde. Sie richtete nun an ihren 
ehemaligen Verehrer, der nebſt ſeiner Mutter er⸗ 
ſchienen war, mehrere Male die Frage, ob er ſich 
durchaus nicht herbeilaſſen würde, ſie zu helrathen, 
und als ſtets eine feſte verntinende Antwort erfolgte, 
zog ſie raſch einen Revolver aus ihrem Muff und 
erſchoß ſich, ehe man es verhindern konnte, vor 
den Augen der Beiden. Der Tod trat augenblick 
lich ein. 

— Eine ſchlimme Erfahrung machte dieſer 
Tage ein pieſiger Arzt in Bezug auf die Erſtattung 
ſeines Honorars. Derſelbe wurde vor einiger Zeit 
zu einer armen Familie gerufen, deren Ernährer 
fi als Kommiſſionär ſeinen Erwerb ſucht. Nach⸗ 
dem der Kranke nach mehreren Beſuchen des Arztes 
endlich bergeſtelt war, bat derſelbe feinen Helfer, 
da es ihm ſchlecht ginge, für ſeine Bemühungen auf 
Baarzahlung zu verzichten, dagegen von ihm ein 
Kiſtchen Wein als Honorar anzunehmen. Der Arzt 
entſprach dieſer Bitte, erſtaunte nicht wenig, als er 
kurze Zelt darauf einen Mahnbrief eines Weinhau- 
ſes erhielt, das Kiſtchen Wein zu bezahlen, und als 
er erwiderte, daß er nichts ſchulde, verklagt und 
zur Zahlung von 20 Mark für den Wein, den er 
als Honorar von ſeinem dankbaren Patienten er⸗ 
halten, verurthellt wurde. — Zu dieſem Objekt 
von 20 Mark geſellten ſich noch über 20 Mark 
Gerichtskoſten, jo daß der Arzt für ſeine Menſchen⸗ 
ſreundlichktit über 40 Mark ſelbſt noch zu zahlen 
hat. Der Patient war Agent des Weinhaufes und 
hat, um ſich eine Proviſion zu verdienen, den fin- 
girten Auftrag ſeinem Hauſe unterbreitet und auf 
dieſe Weiſe Haus und Arzt betrogen. Die Sache 
ſelbſt iſt der Behörde unterbreitet. 

— Das Opfer einer unſinnigen Wette wurde, 
wie die „Berl. Nachr.“ melden, am Sonntag Abend 


müthlich beim Kneiptiſch, als plötzlich B. ſich erbot, 
drei goldene FJünfmarkſtücke zu verſchlucken. Nach 
einem kurzen Hin- und Herreden verſchluckte er dieſe, 
nachdem eine Wette von 50 M. für den glücklichen 
Ausgang entrirt wurde. Kurze Zeit nach dem Ge⸗ 
nuſſe der goldenen Speiſe verſpürte B. aber hef⸗ 
tige Schmerzen, jo daß ſich derſelbe veranlaßt ſah, 
ſchleunigſt einen Arzt zu konſultiren. Dieſer kon⸗ 
ſtatirte eine heſtige Blinddarmenlzündung, die jo ra⸗ 
pide Fortſchritte machte, daß B. am Montag Mit- 
tag ſeinen Leiden im Ellſabeth⸗Krankenhauſe erlag. 

— Ein recht erkleckliches Sümmchen wird all- 
jährlich durch den Peterspfennig aus der Provinz 
Poſen nach Rom abgeführt, Wie der „Kur. Pozn.“ 
mittheilt, hat der Kardinal Ledochowski am 16. v. 
M. dem Papſte wiederum ſechszehntauſend Francs 
überreicht, welche in den beiden Erzdiözeſen Gneſen 
und Poſen geſammelt worden ſind. Der Heilige 
Vater ſoll über dieſe Gabe äußerſt gerührt geweſen 
fein und ertheilts Allen, die zu dem Peterspfennig 
beigefteuert haben, ſeinen apoſtoliſchen Segen. Im 
Ganzen ſind in dieſem Jahre — eingerechnet die 
Summe, welche Kardinal Ledochowski bereits in der 
erſten Jahreshälfte dem Papſte überreichte — in 
der Provinz Poſen ſechsunddreißigtauſend Francs 
an Peterspfennigen aufgebracht worden. Da er⸗ 
ſcheint die tiefe Rührung des Heiligen Vaters aller⸗ 
dings ſehr begreiflich. 


Telegraphiſche Depeſchen 

Darmſtadt, 17. November. Die Frau Kron⸗ 
prinzeſſin iſt mit ihren Töchtern zum Beſuche am 
hieſigen Hofe eingetroffen. 

Straßburg, 17. November. In einem Ar- 
tikel der „Elſaß⸗Lothringen'ſchen Zeitung“ über vie 
Optantenfrage wird hervorgehoben, daß mit dem 
Worte „Optant“ oft irrige Begriffe verbunden 
werden. Das Blatt betont unter Hinwets auf die 
Beſtimmungen des Frankfurter Friedens, ſowie der 
Zuſatzkonvention vom 11. Dezember 1871, daß als 
Optanten nur ſolche Perſonen zu betrachten ſeien, 
welche gültig eptirten, das heißt Iramoſen geblic- 
ben find und ihren Wohnſitz nach Frankreich ver⸗ 
legt haben. In einer Reihe von Fällen feien aber 
Zweifel über die Gültigkeit von Optionen entſtan⸗ 
den, welche von den Betheiligten in gutem Glau⸗ 
en als gültig und wirkſam angeſehen wurden. 
Dieſe Fälle, ſoweit fie nicht bereits definitiv erle⸗ 
digt wären, bezeichnet die Zeitung als das Gebiet, 
auf welchem es wünſchenswerth und unter Umſtän⸗ 


den möglich ſei, die beſtehenden Schwierigkeiten zu 


beſeitigen. Perſonen jedoch, welche einfach ohne 
Optioneerklärung auswanderten, ſeien dagegen nicht 
als Optanten zu betrachten und ſolche Fälle nicht 
nach den Beſtimmungen des Friedens⸗Vertrages, 
ſondern mach den im Lande gültigen Gejrgen zu 
entſcheiden. ; .. 


Wie die „Elſaß⸗Lothringiſche Zeitung“ erfährt, a 


iſt ſoeben eine kaiſerliche Ordre an den Statthalter 


eingegangen, eine Kommiſſton zur erneuten Prüfung 


der Staateangehörigkelt der vorſtehend näher bezelch⸗ 
neten Kategorien von Perſonen in den noch nicht 
erledigten Fällen einzuſetzen und demnächſt hierüber 
Entſcheldung zu treffen. 

Wien, 17. November. 
Abendblättenn wird aus Peſt gemeldet, daß der 
dortige Oberſtadthauptmann dem Thtater-Direktor 
Müller die Konzeſſton zu deutſchen Theatervorſtellun⸗ 
gen in Peſt auf die Dauer von drei Jahren er- 
theilt habe. 

Wien, 17. November. Die „Preſſe“ mel⸗ 
del: Griechenland und Bulgarien verhandeln über 
eine gleichzeitige Aktion. Daraus werde gefol- 
gert, daß Griechenland nicht bald loszuſchlagen ge⸗ 
denke. 

Wien, 17. November. 
Korreſpondenz“: 

Aus Skutari: 


Meldung der „Polit. 


treu ſeien. 
er, der Sultan befehle ihnen, Duleigno abzutreten. 


Die Berfammelten nahmen die Erklärung konſternirt 


entgegen. Diejelben hielten eine Berathung ab und 


entſendeten darauf eine aus Mehamedanern und 
Katholiken beſtehende Deputation an Derwiſch Paſcha 
mit ihrer Antwort, die dahin geht, daß die Liga 
Derwiſch 


kategoriſch die Ablretung verweigere. 
Paſcha entließ die Deputatton mit der Aufforde- 


rung, ihre Vollmachtgeber zur Nachglebigkeit zu ber 


ſtimmen. 

Brüſſel, 17. November. Bel der heute ſtatt⸗ 
gehabten llebergabe der Adreſſe des Senates durch 
eine beſondere Deputation erwiderte der Königs 
„Ich zähle auf ihre loyale Mitwirkung, um meiner 
Regierung ee zu ermöglichen, ihre im Intereſſe des 
Landes übernommene Aufgabe zu erfüllen. 

(Berl. Tgbl.) 

London, 17. November. Der Heutige Kabi ⸗ 
netsrath betirth die triſche Frage. Man glaubt, 
das Mintſterium werde beſchließen, das Parlament 
auf den 6. Januar k. J. einzuberufen. 

Petersburg, 17. November. Heute fand eine 
Sitzung der Kommiſſton zur Berathung der Preß⸗ 
angelegenheiten ſtatt. Die Redakteure mehrerer 
hieſiger und Moskauer Zeitungen waren von der 
Kommiſſion eingeladen, um ihre Anſchauungen 
kundzugeben. Dieſelben ſprachen ſich für die Ab⸗ 
ſchaffung der adminiſtrativen Maßregeln gegenüber 
der Preſſe und für die Unterſtellung der Preßver⸗ 
gehen unter richterliche Gewalt aus. 

Sofia, 17. November. Cyriak Zankoff ist 
zum Delegirten Bulgariens bei der Donaukommiſſton 
ernannt worden. 


Mehreren hieſigen 


Vorgeſtern verſammelte 

Derwiſch Paſcha ſämmtliche Chefs der albaneſiſchen 
Liga und fragte ſie zunächſt, ob ſte dem Sultan 
Auf die bejahende Antwort hin erklärte 
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